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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung der Stadt Verl zum Zwecke der Verhinderung der Ver-
breitung der Atemwegserkrankung „Covid-19“ durch den Corona-Viruserreger SARS-Cov-2 
 
 
Gemäß § 16 Abs. 1, § 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-
krankheiten beim Menschen, Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000, BGBl. I S. 1045, zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 10.02.2020, BGBL. I S. 148 in Verbindung mit § 35 Satz 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein – Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 
(GV. NRW S. 602) jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung erlässt der Bürgermeister der Stadt Verl als 
örtliche Ordnungsbehörde nachfolgende Allgemeinverfügung zum Zwecke der Verhinderung der Verbrei-
tung der Atemwegserkrankung „Covid-19“ durch den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2: 
 
Ergänzend zur Allgemeinverfügung zum Zwecke der Verhinderung der Verbreitung der Atemwegser-
krankung „Covid-19“ durch den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2 vom 18.03.2020 wird für das gesamte 
Stadtgebiet Verl mit sofortiger Wirkung Folgendes angeordnet:  
 
 

1. Ansammlungen von mehr als 5 Personen als Zusammentreffen sind auf allen öffentlichen 
Flächen untersagt.  
Auch für Ansammlungen von unter 5 Personen gilt, dass ein Abstand von mindestens 
2,00 Metern einzuhalten ist und dass derartige Ansammlungen durch das Ordnungsamt 
aufgelöst werden können, wenn diese Regel nicht eingehalten wird oder das Zusammen-
treffen offensichtlich nur dazu dient, gemeinsam zu rauchen oder zu trinken. 
 

2. Die Verabredung und Durchführung privater Spielgruppen wird untersagt.  
 

3. Betriebliche Betreuungsangebote für Kinder sind ohne entsprechende Betriebserlaubnis-
se nicht zulässig und werden hiermit untersagt. 
 

4. Die Verabredung und Durchführung auch von privaten Lauftreffs und ähnlichen sportli-
chen Aktivitäten mit mehr als 2 Personen ist untersagt. 
 

5. In allen geöffneten Verkaufsstellen sind Hinweise auf die vom Robert-Koch-Institut (RKI) 
empfohlenen Hygienemaßnahmen auszuhängen, ist eine ausreichende Anzahl von Kas-
sen zu öffnen, um Warteschlangen zu verhindern, und ist das Besucheraufkommen zum 
Beispiel durch Hinweise an den Kassen so zu steuern, dass ein Mindestabstand zwischen 
den Kunden eingehalten wird von 2,00 Metern oder einer Einkaufswagen-Länge.  
 

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Verl als 
bekannt gegeben und wird damit wirksam. Im Internet ist sie einsehbar unter www.verl.de. Diese Allge-
meinverfügung gilt zunächst befristet bis zum 19.04.2020.  

http://www.verl.de/
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Begründung:  
 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet und die Zahl der Infek-
tionen in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen steigt weiterhin dramatisch an. 
Vor diesem Hintergrund der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 – Infektionen ist es 
erforderlich, weitere, über die bisherigen Regelungen hinausgehende, kontaktreduzierende Maßnahmen 
zu ergreifen und die Infektionsketten noch nachhaltiger zu unterbrechen.  
 
Gemäß § 16 Abs. 1 und § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG i.V.m. § 3 ZVO-IfSG ist die Stadt Verl für den Erlass von 
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig.  
 
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige 
Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt 
es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG.  
 
Mit Blick auf die derzeitige Infektionswelle durch das Corona-Virus in Deutschland wird durch das Ro-
bert-Koch-Institut eine Gefährdungslage in Bezug auf die Verbreitung des Virus angenommen. Um das 
Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung der Er-
krankten, aber auch sonstige Krankheitsfälle bereit zu halten und die erforderliche Zeit für die Entwick-
lung bislang nicht vorhandener Therapeutika und Impfstoffe zu gewinnen, ist es notwendig, den Eintritt 
von weiteren SARS-CoV-2-Infektionen zu verzögern. 
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen hat am 15. März 
2020 eine Weisung zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen erlassen. Vor dem Hintergrund dras-
tisch steigender Infektionszahlen und der dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen sei es 
erforderlich, weitere – über die in den bislang ergangenen Erlassen enthaltenen hinausgehende – kon-
taktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektions-
ketten zu unterbrechen.  
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen 
oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragungen von 
Mensch-zu-Mensch kommen. Übertragungen kommen im privaten und beruflichen Umfeld, aber auch 
bei größeren Veranstaltungen vor.  
 
Die Maßnahmen sind geeignet, zu einer weiteren Verzögerung der Infektionsdynamik beizutragen und 
daher erforderlich.  
 
Mildere Maßnahmen sind aufgrund des Infektionsweges über Tröpfchen nicht gleichermaßen effektiv. 
Insbesondere ist es nicht ausreichend, beispielsweise durch Auflagen begleitende Maßnahmen anzu-
ordnen, weil die Risiken durch begleitende Maßnahmen (wie z. B. Händedesinfektion) dabei nicht besei-
tigt wären. 
 
Die Weisungen sind geeignet, erforderlich und angemessen, um die konkret drohende Gefahr für die 
Gesundheit und das Leben von Menschen abzuwehren. Die Gesundheit und das menschliche Leben 
genießen einen höheren Stellenwert als die allgemeine Handlungsfreiheit. Den zu erwartenden wirt-
schaftlichen Einbußen stehen erhebliche gesundheitliche Gefahren bei der unkontrollierten, weiteren 
Verbreitung des Corona-Virus gegenüber. Bei der Abwägung überwiegen die Rechtsgüter der körperli-
chen Unversehrtheit des Einzelnen sowie des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung. Hierbei handelt es 
sich um Rechtsgüter von sehr hoher Bedeutung. Um dem staatlichen Schutzauftrag gerecht zu werden, 
ist das Verbot unter Abwägung aller beteiligten Interessen daher gerechtfertigt. 
 
Diese Anordnung gilt zunächst befristet bis zum bis 19.04.2020. Dieser Zeitraum ist angemessen, um 
die weitere Verbreitung kurzfristig zu verzögern. Eine kürzere Befristung ist nicht angezeigt, da in den 
nächsten Wochen noch mit weiter steigenden Infektionszahlen zu rechnen ist. Sollte die Entwicklung 
zeigen, dass die Maßnahmen schon zu einem früheren Zeitpunkt nicht mehr erforderlich sind, wird die 
Anordnung geändert. Sofern über diesen Zeitpunkt hinaus Anordnungen notwendig sind, wird eine ent-
sprechende Verlängerung der Maßnahme erfolgen. 
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Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i.V.m § 16 Abs. 8 IfSG. 
Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wirkung. 
 
Auf die Bußgeldvorschriften des § 73 Abs. 1a Ziff. 6 und Ziff. 11 a IfSG mit einem Bußgeldrahmen von 
bis zu 25.000,00 € und auf die Strafvorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird hingewiesen. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den. Die Klage ist entweder schriftlich beim Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des vorgenannten Gerichtes einzu-
reichen. 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle 
des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht 
geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person ver-
sehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektro-
nische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). 
Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
Eine Klage gegen die Allgemeinverfügung hat gem. § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschie-
bende Wirkung. Dies bedeutet, dass die Allgemeinverfügung auch dann befolgt werden muss, wenn sie 
mit einer Klage angegriffen wird. Beim Verwaltungsgericht Minden kann gem. § 80 Abs. 5 VwGO die 
Herstellung der aufschiebenden Wirkung beantragt werden. 
 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
 
Verl, den 20.03.2020 
 
 
 
Michael Esken 
Bürgermeister 
 
 
 

 
 
 
Bekanntmachung zur Beteiligung der Öffentlichkeit bei Bauleitplänen 
 
 
Die Stadt Verl weist darauf hin, dass die in diesem Amtsblatt bekannt gemachten Beteiligungen der Öf-
fentlichkeit gemäß § 3 Absatz 1, 2 oder 3 Baugesetzbuch zu den veröffentlichten Zeiten in den Räumen 
der Stadt Verl in der Paderborner Straße 6 (gegenüber des Rathauses) stattfinden und nicht wie bisher 
bekannt gemacht in der Paderborner Straße 5. Entsprechende Hinweise zu den geänderten Räumlich-
keiten sind auch am Haupteingang des Rathauses einsehbar. 
 
 
Verl, 20. März 2020 
 
 
 
Michael Esken 
Bürgermeister 
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